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Vorwort

„Ein Gespenst geht um in Europa“. Das Gespenst ist nicht mehr – wie Marx 
und Engels meinten – der Kommunismus, gegen den sich damals „alle Mächte 
des alten Europas“ verbunden hatten, sondern – wie ein vor Kurzem verstor-
bener deutscher Politiker von liberalem Urgestein meinte – „das Volk“. Die 
aktuelle Streitbefangenheit des Themas „Demokratie in Europa“ war allerdings 
nicht das ursprüngliche Motiv für die Arbeit am vorliegenden Buch. Dafür gab 
es zwei andere Motive. Das erste war die Suche nach einer Erklärung, warum 
die Aussagen der deutschen Staatsrechtslehre zum demokratischen Prinzip lange 
Zeit eher selten und wenig gehaltvoll waren. Das zweite Motiv entstand in 
einem meiner wissenschaftlichen Fachgebiete, dem Sozialrecht, in dem seit der 
zweiten Hälfte der 1980er Jahre über die demokratische Legitimation des unter-
gesetzlichen Sozialrechts gestritten wird. Bald zeigte sich, dass in allen Facetten 
des Themas immer eine Frage relevant ist, ob nämlich der Volkswille, auf den 
alle ausgeübte Staatsgewalt zurückführbar sein muss, der wirkliche, d. h. empi-
rische Wille des Volkes oder eine fiktive Größe, also ein hypothetischer oder 
wahrer Wille ist.

Als das BVerfG am 5. Mai 2020 sein epochales EZB-Urteil (2 BvR 859 / 15) 
verkündete, befand sich das Typoskript des Buches bereits beim Verlag. Des-
halb und weil die Ausführungen zum demokratischen Prinzip im Wesentlichen 
nur die ältere Verfassungsrechtsprechung zusammenfassen, konnte ich auf eine 
Einarbeitung der Urteilsgründe verzichten. Lediglich den Satz „Wer die Lippen 
spitzt, sollte auch mal pfeifen“ im Kapitel „Demokratie in der Europäischen 
Union“ hätte ich streichen können. Ich habe ihn stehen lassen, um deutlich zu 
machen, dass die Karlsruher Richter jetzt doch gepfiffen haben – und wie!

Wichtige Vorarbeiten zu diesem Buch waren Vorlesungen und Seminare, die 
ich erst an der Juristenfakultät in Rostock und ab 2003 an der Humboldt-
Universität zu Berlin im Schwerpunktbereich „Zeitgeschichte des Rechts“ ange-
boten hatte. Den kritischen Beiträgen und Rückfragen der teilnehmenden Stu-
dentinnen und Studenten verdanke ich zahlreiche Anregungen und Hinweise. 
Zu danken habe ich auch meinem Freund Bernhard Schlink, mit dem ich im 
Sommersemester 2017 ein Seminar zu dem Thema „Demokratie im Staatsrecht. 
Vom Frühkonstitutionalismus bis zum Nationalsozialismus“ konzipiert und 
durchgeführt hatte.

Vor allem die historischen Bezüge des Buches standen nicht im Zentrum mei-
ner Lehrverpflichtung, so dass ich die Lektüre einschlägiger Werke oft in den 
Urlaub verlegen musste, den ich regelmäßig mit meiner Frau in südlichen Gefil-
den verbrachte. Und so erinnern mich heute noch manche Thesen und Themen-
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blöcke an glückliche gemeinsame Tage. Ich widme das Buch dem Andenken 
meiner Frau Inge Neumann (1949 – 2014).

Heidelberg, Mai 2020	 Volker Neumann
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SPD	 Sozialdemokratische Partei Deutschlands
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SRP	 Sozialistische Reichspartei Deutschlands
StWStP	 Staatswissenschaften und Staatspraxis (Zeitschrift)
SZIER	 Zeitschrift für internationales und europäisches Recht
VBl.	 Verordnungsblatt, Verwaltungsblatt
VfZ	 Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte
VVDStRL	 Veröffentlichungen der Vereinigung Deutscher Staats-

rechtslehrer
WRV	 Weimarer Reichsverfassung (= Verfassung des Deut-

schen Reichs)
WSA	 Wiener Schlussakte vom 15. Mai 1820
ZaöRV	 Zeitschrift für ausländisches öffentliche Recht und 

Völkerrecht
ZAR	 Zeitschrift für Ausländerrecht und Ausländerpolitik
ZBl	 Schweizerisches Zentralblatt für Staats- und Verwal-

tungsrecht
ZfP	 Zeitschrift für Politik
ZöR	 Zeitschrift für öffentliches Recht
ZParl	 Zeitschrift für Parlamentsfragen
ZRP	 Zeitschrift für Rechtspolitik
ZSR	 Zeitschrift für schweizerisches Recht





1  Neben dieser Datierung der Epoche des Vormärz gibt es in der Geschichtswissenschaft 
noch eine zweite Datierung auf die Zeit zwischen 1830 und 1848, die der ersten Datierung 
vorhält, der „Zäsur von 1830“ nicht hinreichend Rechnung zu tragen (Frotscher / Pieroth, 
Verfassungsgeschichte [2018], Rn. 269). Da ich nicht zu erkennen vermag, dass die von der 

A. Einführung

I. Gegenstand der Untersuchung

Meine Arbeit untersucht die Positionen, welche die Staatsrechtslehre seit der 
Gründung des Deutschen Bundes im Jahre 1815 zum demokratischen Prinzip 
und zu darin eingeschlossenen bzw. benachbarten Themen wie Volkssouverä-
nität, Repräsentation, Wahlrecht, Parteienstaat und Parteienverbot entwickelt 
hat. Die Verwendung des eingrenzenden Adjektivs deutsche Staatsrechtslehre 
verbietet sich, weil auch Äußerungen der schweizerischen und der österreichi-
schen Staatsrechtslehre einbezogen werden. Auch die Eingrenzung „deutsch-
sprachig“ wäre irreführend, weil erstens die schweizerische Staatsrechtslehre 
nicht nur deutsch, sondern auch französisch und italienisch spricht, und zwei-
tens die Staatsrechtslehre der Deutschen Demokratischen Republik nicht behan-
delt wird, obwohl sie deutsch sprach.

Die Staatsrechtslehre ist eine rechtswissenschaftliche Disziplin, die sowohl 
von der Politikwissenschaft als auch von der Rechts- und Staatsphilosophie zu 
unterscheiden ist. Allerdings waren die Grenzen zu den genannten Disziplinen 
zu verschiedenen Zeiten unterschiedlich durchlässig. Vor der Herausbildung des 
staatsrechtlichen Positivismus in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts waren 
sie erst in Ansätzen vorhanden und verschwammen dann wieder im Zeichen des 
Weimarer „Methoden- und Richtungsstreits“. Deshalb ist eine saubere Trennung 
der staatsrechtswissenschaftlichen Betrachtung von politik- und ideengeschichtli-
chen Ansätzen nicht immer durchzuhalten. Wie ließe sich über Volkssouveränität 
und Demokratie sprechen, ohne auf Rousseau und Sieyès einzugehen, und wie 
über Repräsentation, ohne noch vor den genannten zwei Namen an die christ-
liche Abendmahlslehre zu erinnern? Der eindeutige Schwerpunkt der Untersu-
chung wird aber die juristische Wissenschaft sein, die dem geltenden Staatsrecht 
gewidmet ist. Das gilt auch für die Weimarer Staatsrechtslehre, die trotz ihrer 
geistesgeschichtlichen Tendenzen dank der verbliebenen Positivisten noch über 
genügend juridische Substanz zur Kritik eben dieser Tendenzen verfügte.

Die Untersuchung beginnt mit der Gründung des Deutschen Bundes und 
konzentriert sich dabei vor allem auf den Vormärz, d. h. auf die Jahre 1815 
bis 1848.1 Damit soll nicht bestritten werden, dass es in Deutschland bereits 
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französischen Juli-Revolution ausgelösten Ereignisse im deutschen Staatsrecht eine Zäsur be-
wirkt hätten, verstehe ich unter Vormärz die Zeit von 1815 bis 1848.

2  Es gibt sogar eine These, die besagt, dass das demokratische Denken in Deutschland älter 
als die französische Revolution ist und sich aus eigenen nationalen Quellen wie den Schriften 
von Christian Wolff speist. Vgl. Riethmüller, Anfänge (2002), insbes. S. 7, 63 m. w. N.

3  Lamprecht, Streben nach Demokratie (2001), S. 147.
4  Überblicke und Zusammenfassungen bei Pestalozza, Popularvorbehalt (1981), S. 15 – 28; 

Rinken, Volksgesetzgebung (2001), S. 404 – 426; Hartmann, DVBl 2001, S. 776 – 785 (unter 
Einbeziehung der kommunalen Ebene); P. Neumann, Sachunmittelbare Demokratie (2009), 
S. 337 – 804 zu den Landesverfassungen der neuen Bundesländer.

5  Anders Schuler-Harms, VVDStRL 72 (2013), S. 418.

früher demokratische Ideen und Bewegungen gegeben hat, wofür die deutschen 
Jakobiner ein bekanntes Beispiel sind.2 Der Gegenstand meiner Arbeit ist jedoch 
nicht die Geschichte demokratischer Bewegungen, sondern die juristische Wis-
senschaft, die sich mit Staat und Verfassung beschäftigt. In dieser Wissenschaft 
haben sich die Ideen der deutschen Jakobiner kaum niedergeschlagen, was sich 
auch damit erklärt, dass eine Rezeption aus Frankreich importierter Ideen spä-
testens mit den Befreiungskriegen gegen die napoleonische Besatzung schwierig 
geworden war.3 Eine Empfehlung für die Wahl der Gründung des Deutschen 
Bundes als Ausgangspunkt der Untersuchung ist das positive Recht. Es gab mit 
Art. 13 der Deutschen Bundesakte vom 8. Juni 1815 (DBA), der die Bundesstaa-
ten zur Einrichtung landständischer Verfassungen verpflichtete, und Art. 57 der 
Wiener Schlussakte vom 15. Mai 1820 (WSA), der das „monarchische Prinzip“ 
festschrieb, erstmals Verfassungsbestimmungen, die zur Auseinandersetzung 
mit Themen wie Repräsentation, Volkssouveränität und Demokratie anhielten.

Der Zeitraum von 1815 bis heute ist so umfassend und die Staatsrechts-
lehre bald so vielfältig, dass unmöglich jede Äußerung jedes Autors gewürdigt 
werden kann. Kriterium für die Setzung von Schwerpunkten ist nicht die abs-
trakte Bedeutung des Autors für sein Fach, sondern die Aussagekraft seiner 
Position zu unserem Thema und deren Repräsentativität für eine der verschie-
denen Richtungen der jeweiligen zeitgenössischen Staatsrechtslehre. Eine deut-
liche Eingrenzung des Untersuchungsgegenstands ist die weitgehende Ausblen-
dung des Landesstaatsrechts, dessen Einbeziehung den Umfang der Arbeit für 
Autor und Leser unzumutbar gemacht hätte. Der mit dieser Ausgrenzung einher 
gehende Verlust an Erkenntnissen dürfte zu verschmerzen sein, weil die meisten 
vertiefungsbedürftigen Probleme des Landesstaatsrechts auch im Reichs- bzw. 
Bundesstaatsrecht vorkommen. Das gilt genau besehen auch für das Thema 
„unmittelbare Demokratie“. Zwar enthalten mittlerweile alle geltenden Lan-
desverfassungen und Kommunalverfassungen im Unterschied zum Grundgesetz 
direktdemokratische Elemente.4 Damit wird die Bundesrepublik insgesamt aber 
noch lange nicht zu einer „gemischten Demokratie“.5 Denn die Gesetzgebung 
fällt ganz überwiegend in die Kompetenz des Bundes, so dass die Relevanz der 
verbliebenen Landeskompetenzen eher bescheiden ist. Und wenn im Landes-
staatsrecht doch einmal grundlegende verfassungsrechtliche Probleme unmit-
telbarer Demokratie auftreten sollten, werden diese im Regelfall auch in der 
Staatsrechtslehre des Bundes erörtert.
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6  Smend, Staatswissenschaft (1969), S. 618.
7  S. G VI 3.
8  So Louis-Auguste Blanqui in einem Brief, zitiert nach Wenzel, Einleitung, in: ders. (2014), 

S. 9: „Was ist schon ein Demokrat, ich bitte Sie? Dieser Begriff ist vage, banal, ohne klare Be-
deutung, ein Gummibegriff“.

9  Schon bei G. Jellinek, Staatslehre (1900), S. 722 ist nachzulesen, dass allen nach der fran-
zösischen Revolution gebildeten demokratischen Republiken die Idee zugrunde liege, die ein-
zige dem Menschen entsprechende Staatsform zu sein. Und Heller, Staatslehre (1934), S. 176 
war ganz sicher, „dass es eine andere als die . . . demokratische Legitimation der politischen 
Herrschaft in der öffentlichen Meinung der zivilisierten Völker der Gegenwart nicht gibt“.

10  P. M. Huber, Legitimation (2011), S. 71.
11  Kelsen, Wesen (1929), S. VIII: „Weil man (dieses Schlagwort) – dem politischen Mode-

zwang unterworfen – zu allen möglichen Zwecken und bei allen möglichen Anlässen benützen 
zu müssen glaubt, nimmt dieser missbrauchteste aller politischen Begriffe die verschiedensten, 
einander oft sehr widersprechenden Bedeutungen an“.

12  Schmitt, Verfassungslehre (1928), 225 f.

II. Fragen und Ziele

Am Beginn der Arbeiten an diesem Buch stand die Frage, ob Kritiker wie 
Rudolf Smend mit ihrem vernichtenden Urteil Recht haben, dass die Staats-
rechtslehre zu „keiner befriedigenden Theorie der Demokratie“ gelangt und 
die Demokratie ihr „Schmerzenskind“ geblieben ist.6 In der Tat fällt auf, dass 
die Staatsrechtslehre des Kaiserreichs bei der dogmatischen Konturierung des 
Rechts- und Bundesstaats Großartiges geleistet hat, während die Aussagen zur 
Demokratie eher blass geblieben sind, wobei allerdings auch hier die Ausnahme 
die Regel bestätigt. Selbst unter dem Grundgesetz beschränkten sich Rechtspre-
chung und Literatur lange Zeit auf einige wenige Einzelaspekte des demokra-
tischen Prinzips, was sich erst in den 1980er Jahren mit der Entwicklung der 
Legitimationsdogmatik in der Literatur und in begleitenden verfassungsgericht-
lichen Entscheidungen zu ändern begann.7

Im Laufe der Untersuchung zeigte sich bald, dass die Ausgangsfrage zwar 
durchaus differenzierte Antworten verlangt, gleichwohl aber nicht die wich-
tigste Frage im Themenbereich „Demokratieprinzip und Staatsrechtslehre“ ist. 
Das ist vielmehr die schlichte Frage: „Was ist Demokratie?“. Dass die Antwort 
alles andere als einfach ist, wird gern damit erklärt, dass der Begriff „Demo-
kratie“ vage, ja ein „mot en caoutchouc8“ sei. Die Vieldeutigkeit hängt auch 
mit der außerordentlich positiven Konnotation von Demokratie zusammen.9 In 
das demokratische Prinzip wird gern „alles Gute, Wahre und Schöne“ hinein-
projiziert, wodurch es „konturenlos und diffus“ werden muss.10 Hans Kelsen 
und Carl Schmitt hatten schon in den 1920er Jahren beobachtet, dass Demo-
kratie zu einem vieldeutigen „Schlagwort11“ bzw. einem „Idealbegriff“ gewor-
den war, der „Allem, was ideal, schön und sympathisch ist, Platz gewährt12“. 
Demokratie ist – so scheint es – ein Wunschzettel, auf den jeder einträgt, was 
ihm gerade am Herzen liegt oder in den Sinn kommt. Dabei ist gegenüber sol-
chen positiven Konnotationen von Demokratie durchaus Vorsicht angezeigt. 
Zwar wird in der Literatur von einer neueren Umfrage berichtet, wonach mehr 
als 90 % der Befragten aus 57 Ländern die Demokratie für ein gutes politi-
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13  Reybrouck, Gegen Wahlen (2016), S. 9 f.
14  Lincoln, Gettysburg Adress (1994), S. 9 f. Das Wort „democracy“ kommt in der Rede 

zwar nicht vor, aus dem systematischen Zusammenhang und der Entstehungsgeschichte ergibt 
sich aber, dass Lincoln über die Demokratie spricht, s. https://en.wikipedia.org / wiki / Gettys 
burg_Adress. – Die französische Verfassung vom 4. Oktober 1958 übernimmt die Formulie-
rung in Art. 2 Abs. 5: „Son (de la République, V. N.) principe est: gouvernement du peuple, par 
le peuple et pour le peuple“. Heuschling, Frankreich (2005), S. 44 f. schreibt dazu, weder die 
französische Rechtsprechung noch die Rechtswissenschaft hätten diesen Ansatz aufgegriffen.

15  Sartori, Demokratietheorie (1997), S. 44 f., der Lincolns Formel „stilistischen Schwung“ 
bescheinigt, aber jede „logische Bedeutung“ abspricht.

sches System halten.13 Dasselbe Forschungsprojekt fand allerdings auch heraus, 
dass in den vergangenen zehn Jahren der Ruf nach starken Führern weltweit 
beträchtlich zugenommen hat und das Vertrauen in demokratisch gewählte Par-
lamente, Regierungen und Parteien auf einem historischen Tiefstand angelangt 
ist. Die Diskrepanz lässt sich vielleicht damit erklären, dass man zwar der Idee 
der Demokratie, aber nicht ihrer realen Staatsform gewogen ist.

Es liegt nahe, in diesem Meer der Vieldeutigkeit nach Inseln zu suchen, 
die begriffliche Festigkeit verheißen. Eine dieser Inseln scheint Abraham Lin-
colns „Gettysburg Address“ zu sein, die mit der Triade „government of the 
people, by the people, and for the people“ die – wie gesagt wurde – „denk-
würdigste aller Kennzeichnungen der Demokratie“ gegeben hat14. Denkwürdig 
mag diese Kennzeichnung sein, gleichwohl ist sie mehrdeutig, weil sie sich nicht 
festlegt, ob mit dem Genitiv in „government of the people“ das Subjekt oder 
das Objekt der Handlung gemeint ist, so dass mehrere Verständnisalternativen 
möglich erscheinen: „a) Regierung des Volkes bedeutet Selbstregierung des Vol-
kes, direkte Demokratie; b) umgekehrt: das Volk wird regiert; c) die Regierung 
kommt vom Volk in dem Sinne, dass sie ihre Legitimität aus der Zustimmung 
des Volkes herleitet; d) die Regierung wird vom Volk gewählt; e) die Regierung 
wird vom Volk gelenkt“.15 Diese Alternativen lassen sich in einer übergreifen-
den Alternative zusammenfassen, die danach fragt, ob der Wille des Volkes, der 
zur Herrschaft gebracht werden soll, sein wirklicher im Sinne von empirischer 
Wille oder ein wahrer im Sinne von ideell-richtiger Wille ist, woran die weitere 
Frage anschließt, ob beide Alternativen demokratische sind. Die Klärung dieser 
zwei Fragen ist das vorrangige Ziel meiner Arbeit.

Die Frage nach dem Verhältnis des wirklichen zum wahren Volkswillen 
schließt die Alternative unmittelbare oder mittelbare Demokratie ein, weist aber 
weit darüber hinaus. In der Staatsrechtslehre des Vormärz dachte – abgesehen 
von einem Außenseiter – noch niemand an eine Einführung direktdemokrati-
scher Verfahren. Dennoch wurde lebhaft gestritten, ob der einzelne Abgeordnete 
ein fiktives Gesamtinteresse bzw. eine Idee oder die konkreten Interessen der 
Wähler seines Wahlkreises zu vertreten hat. In der Weimarer Staatsrechtslehre 
wurde die Streitfrage für die Einschätzung der Entwicklung des Parlamentaris-
mus zu einem „massendemokratischen Parteienstaat“ bestimmend. Für diejeni-
gen Staatsrechtler, welche die Aufgabe des Parlaments in der Ermittlung eines 
allgemeinen wahren Willens erblickten, waren die Parteien Symptome des Ver-
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16  Fraenkel, Komponente (1958), S. 81 – 84. Dazu G III 3 b.

falls staatlicher Einheit. Wer von einer wertrelativistischen Position ausging und 
parlamentarische Entscheidungen mit dem Willen der Mehrheit demokratisch 
rechtfertigte, erkannte im Regelfall in den Parteien unverzichtbare Erscheinun-
gen der modernen Demokratie. Ja, schon für die Akzeptanz des Mehrheitsprin-
zips gibt die Streitfrage den Ausschlag. Wer den Volkswillen als eine vorgegebene 
werthafte Größe und Idee begreift, kann schwerlich eine Mehrheit aus addierten 
Einzelwillen darüber entscheiden lassen. In der Weimarer Diskussion über die 
Zulässigkeit von Parteiverboten stand die Alternative (formale) Legalität oder 
(wertgesättigte) Legitimität im Mittelpunkt. In Teilen der zeitgenössischen euro-
parechtlichen Literatur wird die politikwissenschaftliche Unterscheidung einer 
input- und einer output-orientierten Demokratie rezipiert, wobei der Input für 
Wahlen und Abstimmungen steht, während unter Output die unterschiedlichsten 
nützlichen, gedeihlichen und wahrhaftigen Werte und Ziele gefasst werden. Die 
Alternative wirklicher oder wahrer bzw. in den Worten Ernst Fraenkels16 empi-
rischer oder hypothetischer Volkswille wird die gesamte Untersuchung begleiten.

III. Methodische Vorüberlegung

Die Unterscheidung „wirklicher und wahrer Volkswille“ ist schon in Rousse-
aus Staatsphilosophie angelegt, nämlich im Begriffspaar „volonté de tous“ und 
„volonté générale“. Man könnte also vermuten, dass der methodische Ansatz 
meiner Arbeit die Untersuchung ist, ob und inwieweit eine staatsrechtliche 
Position die philosophischen Vorgaben des Vordenkers moderner Demokratie 
konkretisiert, modifiziert oder verwirft. Eine solche Annahme geht aber fehl. 
Staatsrechtliches wie überhaupt juristisches Denken unterscheidet sich durch 
seinen Anwendungsbezug grundlegend von philosophischer Kontemplation. Es 
ist selbst dann, wenn es – wie dies im Vormärz meistens der Fall war – nicht 
auf geltendes Recht bezogen ist, weil es dieses Recht (noch) nicht gibt, inso-
fern anwendungsbezogen, als es auf aktuelle oder zu erwartende Konflikte und 
Herausforderungen zu antworten versucht. Der Unterschied zwischen staats-
rechtlichem und philosophischem Denken wird besonders deutlich, wenn 
bereits ein rechtsdogmatisches System vorhanden ist. Dann nämlich ist es regel-
mäßig so, dass ein neuer staatsrechtlicher Ansatz zunächst versuchen wird, seine 
Konstruktionen und Prinzipien mit diesem System abzustimmen und, wenn das 
nicht gelingt, es so umzubauen, dass der Ansatz hineinpasst. Dagegen interes-
siert sich eine philosophische Betrachtung nicht für dogmatische Systeme und 
kann deshalb staatsrechtlichen Theorien nicht gerecht werden. Daran ändert – 
was Juristen in unterschiedlichen Epochen unterschiedlich gern getan haben – 
die philosophische Ein- oder Verkleidung juristischer Theorien nichts.

Mit der Abkehr von einer philosophischen Betrachtung ist zugleich ein Wech-
sel der Perspektive verbunden. Es werden nicht auf deduktivem Wege „von 
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17  Forsthoff, Recht und Sprache (1940), S. 12.

oben nach unten“ aus übergreifenden Prinzipien und Begriffen Aussagen abge-
leitet, sondern umgekehrt induktiv „von unten nach oben“ aus unterschiedli-
chen historischen Rechtstexten übergreifende Prinzipien und Begriffe herausge-
arbeitet, die für das Verständnis auch des geltenden Rechts hilfreich sind. Eine 
Antwort auf die Frage, was historische Rechtstexte für die Erkenntnis des heute 
geltenden Recht leisten können, hat Ernst Forsthoff gegeben: „Nicht nur das 
geschichtliche, sondern auch das geltende Recht bietet sich in Wortphänome-
nen dar, die geschichtliche sind. [. . .] Jede Gesetzesexegese nimmt das Moment 
des geschichtlichen in sich auf und es ist kein Dogmatiker denkbar, der nicht 
in diesem Sinne zugleich Historiker wäre“.17 Forsthoffs Antwort ist vielleicht 
überzogen, enthält aber einen zutreffenden methodischen Kern.

Ausgehend von diesem Kern bemüht sich meine Arbeit um eine textnahe 
Interpretation der einschlägigen staatsrechtlichen und ausnahmsweise staats- 
bzw. politiktheoretischen Primärliteratur. Dabei verbindet sie eine personen- mit 
einer sachorientierten Darstellung. Im Kapitel zur Staatsrechtslehre des Vor-
märz erschöpft sich die Gliederung nach Sachthemen in der Dreiteilung Volks-
souveränität – monarchisches oder demokratisches Prinzip – Repräsentation. 
Innerhalb dieser Grobgliederung ist die Darstellung ganz überwiegend perso-
nenorientiert, d. h. die Aussagen der einzelnen Staatsrechtler zu den genann-
ten Gliederungspunkten werden getrennt dargestellt und gewürdigt. Auch im 
Kapitel zum Kaiserreich überwiegt noch die personenbezogene Darstellung 
innerhalb der dreiteiligen Gliederung. Das ändert sich im Kapitel zur Weimarer 
Republik, deren Staatsrechtslehre neue Sachthemen entdeckt (Parlamentaris-
mus- und Parteienkritik, Parteiverbote, Wahlrechtsfragen, direktdemokratische 
Elemente) bzw. ein so vertrautes Thema wie Repräsentation neu konturiert. 
Innerhalb der übergreifenden Sachgliederung sind die Untergliederungen eben-
falls sachbezogen, nur die Ausführungen zu den Themen „Repräsentation“ und 
„Parlament und Parteien“ sind noch personenbezogen. In den Kapiteln zum 
NS‑Führerstaat und dann vor allem zum Repräsentativsystem unter dem Bon-
ner Grundgesetz folgt die Gliederung nur noch Sachgesichtspunkten, was schon 
deshalb einleuchtet, weil seit den 1950er Jahren die Verfassungsrechtsprechung 
die Führungsrolle im Staatsrecht übernommen hat. Auch im Kapitel „Demokra-
tie in Europa“ treten die Autoren hinter die Sache zurück.

IV. Gang der Untersuchung

Dass die Arbeit im ersten Sachkapitel die schweizerische Demokratie vor-
stellt, muss nicht lang und breit erklärt werden (B). Es gibt kein anderes poli-
tisches System, von dem sich so viel über Demokratie und zwar sowohl über 
die direkte als auch die indirekte („repräsentative“) Demokratie lernen lässt, 
wie vom schweizerischen Bundesstaat und seinen Kantonen. Es folgen Sach-
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kapitel zu den einzelnen Abschnitten der deutschen Verfassungsgeschichte seit 
dem 19. Jahrhundert. Das erste dieser Kapitel gilt dem Deutschen Bund mit 
dem Schwerpunkt im Vormärz. Es ist – wie bereits erwähnt – nach der Triade 
Volkssouveränität – Demokratisches und monarchisches Prinzip – Repräsen-
tation gegliedert (C). Jedem dieser drei Abschnitte wird ein Unterabschnitt zu 
den „Begriffs- und ideengeschichtlichen Grundlinien“ vorangestellt. So wird 
zunächst Rousseaus Lehre von der Volkssouveränität und deren Rezeption 
bzw. Nichtrezeption in der französischen Revolution erläutert. Demokratie ist 
eine von drei Staatsformen, die seit Platon und Aristoteles den Kernbestand der 
europäischen Staatstheorie bilden. Am ausführlichsten sind die Darlegungen zur 
Repräsentation. Hier werden die theologischen Ursprünge von repraesentatio 
referiert, die Entwicklungen und Umbrüche von Rousseau zu Sieyès skizziert 
und dann zwei angelsächsische Konzepte vorgestellt, nämlich die Lehre von 
Edmund Burke und dann die der Federalist Papers.

Es folgen Sachkapitel zum Kaiserreich (D), zur Weimarer Republik (E), zum 
NS‑Regime (F) und schließlich zum Repräsentativsystem des Grundgesetzes (G). 
Dass der Umfang dieser Kapitel sehr unterschiedlich ausfällt, erklärt sich mit 
der unterschiedlichen Relevanz des Themas Demokratie in den untersuchten 
Zeiträumen. Im Staatsrecht des Kaiserreichs kam Demokratie allenfalls am 
Rande und als ein befremdliches politisches System vor, das allenfalls für abge-
legene kleine und etwas pittoreske Gemeinwesen geeignet sein könnte. Dennoch 
werden wir hier auf den Ansatz eines Außenseiters stoßen, der bis heute in der 
Demokratietheorie präsent und aktueller denn je ist.

Zur Weimarer Staatsrechtslehre gilt im Besonderen das, was im Allgemeinen 
zu den vierzehn Jahren der Weimarer Republik gesagt wird. Es gab eine Fülle 
nahezu unbegrenzter Möglichkeiten, die dann allerdings auf die barbarischste 
Alternative reduziert wurden. Die Weimarer Debatte um das demokratische 
Prinzip ist außerordentlich vielfältig und das sowohl in politischer als auch the-
matischer Hinsicht. So waren in dieser Debatte von massiven antidemokrati-
schen Aversionen der Rechten über verhaltene Skepsis der Konservativen bis zu 
marxistisch inspirierten Entwürfen junger Sozialisten alle Positionen des politi-
schen Spektrums von Weimar präsent. Die Hauptströmung bildeten, vielleicht 
nicht zahlenmäßig aber doch qualitativ, liberale Positionen des staatsrechtlichen 
Positivismus, für die vor allem die Namen von Hans Kelsen sowie von Gerhard 
Anschütz und Richard Thoma stehen. Vielfältig wurde die Debatte auch infolge 
neuer Themen wie der Entwicklung zu einer Parteiendemokratie und dem Ver-
such eines Einbaus plebiszitärer Elemente in die parlamentarische Demokratie.

Um zu wissen, dass der nationalsozialistische Führerstaat keine Demokratie 
war, wird eigentlich keine staatsrechtliche Untersuchung benötigt. Allerdings 
gab es damals zu dieser Frage durchaus eine Debatte, in der es zwar in erster 
Linie um die propagandistische Selbstdarstellung des Regimes ging, die aber 
gleichwohl einen überraschenden und festzuhaltenden Beitrag zur Demokratie-
theorie lieferte.

Das Kapitel zum Grundgesetz ist mit Abstand das umfangreichste. Allerdings 
wäre es voreilig, daraus auf die Akzeptanz und Lebendigkeit von Demokratie 
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in der geltenden Verfassungsordnung zu schließen. Denn der beeindruckende 
Umfang verdankt sich zu einem guten Teil der beängstigenden Fülle der Aus-
nahmen von Demokratie, nämlich der Wehrhaftigkeit bzw. Streitbarkeit eines 
Repräsentativsystems, das sich als „alternativlos“ zu behaupten versucht. Des-
halb bedurften die Rechtsgrundlagen und die Praxis des Parteiverbots einer ver-
tieften und entsprechend umfangreichen Erörterung. Auch die Ausführungen 
zum Wahlrecht beanspruchten weit mehr Seiten als ursprünglich geplant. Denn 
die Detailprobleme des Wahlsystems, die früher nur einige Experten interessier-
ten, haben heute ein erhebliches politisches Konfliktpotential erlangt. Und auch 
der Geburtsfehler des Grundgesetzes, nämlich sein gestörtes Verhältnis zu Ver-
fahren der unmittelbaren Demokratie, lässt sich nicht mehr nur in einer beruhi-
genden rechtshistorischen Distanz abhandeln, sondern dringt in das politische 
Alltagsleben ein. Nicht um aktuelle Konflikte und Gefahren für die Demokratie, 
sondern um die dogmatische Reifung eines demokratietheoretischen Ansatzes 
geht es in dem Abschnitt zur Entwicklung der Legitimationsdogmatik, deren 
Stärken und punktuelle Schwächen in der Auseinandersetzung mit der kontro-
versen Debatte um die demokratische Legitimation des untergesetzlichen Sozial
rechts dargestellt werden.

Das letzte Sachkapitel gilt dem Thema „Demokratie in Europa“. Die Leit-
frage ist nicht, ob und wie sich der europäische Einigungsprozess demokratie-
kompatibel gestalten lässt, sondern welche Demokratieverständnisse die ein-
schlägige Staatsrechtslehre bzw. Europarechtswissenschaft entwickelt hat, um 
Demokratiedefizite der EU zu konstatieren bzw. sie in einem zweiten Schritt zu 
rechtfertigen. Es geht also nicht um den Versuch des Entwurfs einer Demokra-
tie für Europa, sondern in erster Linie um eine kritische Bestandsaufnahme der 
einschlägigen Literatur.

Jedes Kapitel endet mit einer Zusammenfassung seiner Ergebnisse. Die Arbeit 
schließt mit einem Kapitel, das mit einer Auflistung der wichtigsten Beiträge 
meiner Untersuchung zur staatsrechtlichen (und politischen) Diskussion um das 
demokratische Prinzip den Schlussstrich zieht.



1  Nach Biaggini, Ausgestaltung (2005), S. 108 entfielen von den 728 Volksabstimmungen, 
die im Zeitraum zwischen 1900 und 1993 weltweit auf nationaler Ebene stattfanden, so gut 
wie die Hälfte auf die Schweiz.

2  Angesichts dieser praktischen Bedeutung demokratischer Verfahren ist es erstaunlich, 
dass die Worte „Demokratie“ und „demokratisch“ im Text der Bundesverfassung nur beiläufig 
erwähnt werden. Ebenso erstaunlich ist, dass zur schweizerischen Staatsrechtslehre unwider-
sprochen gesagt werden konnte, sie habe dem Demokratieprinzip keine klaren dogmatischen 
Konturen verliehen. Vgl. Biaggini, Ausgestaltung (2005), S. 109 – 111.

3  Vatter, System der Schweiz (2014), S. 343.
4  Biaggini, Ausgestaltung (2005), S. 120 bezeichnet die Kantone als eigentliche „Experi-

mentierlaboratorien“ der direkten Demokratie.

B. Die Schweiz:  
Von der Landsgemeinde zur „halbdirekten Demokratie“

I. Vorbemerkung

Warum beginnt ein Buch über das demokratische Prinzip in der Staatsrechts-
lehre mit einem Kapitel zur schweizerischen Demokratie? Die Antwort gibt 
ein Standardwerk zum politischen System der Schweiz: „Anders als in parla-
mentarischen Demokratien trifft das Volk ohne Ausnahmen die abschließende 
Entscheidung über alle Verfassungsfragen des Landes und ebenso unterstehen 
die Entscheide des Parlaments dem Vorbehalt der Nachentscheidung durch die 
Stimmbürgerschaft. Daraus hat sich ein System der halbdirekten Demokratie 
entwickelt, bei dem Exekutive, Legislative und Souverän eng zusammenwirken. 
Sichtbare Folge davon ist die Tatsache, dass weltweit nach wie vor rund ein 
Viertel aller Volksabstimmungen in der Schweiz stattfinden.1 [. . .] Entsprechend 
bietet die Schweiz als das Land mit den am stärksten ausgebauten und am häu-
figsten genutzten Volksrechten einen reichen Fundus an empirischen Befunden 
zur Funktions- und Wirkungsweise der direkten Demokratie2 [. . .]“.3

Die Schweiz ist nach dem antiken Griechenland nicht nur die älteste Demo-
kratie der Welt, sondern auch einer der ältesten Bundesstaaten, in dem die 
Kantone über eine ausgeprägte Eigenstaatlichkeit verfügen. Da – wie noch zu 
zeigen ist – die schweizerische Demokratie vor allem in den Kantonen stattfin-
det und die Kantone trotz vieler Gemeinsamkeiten doch recht unterschiedliche 
politische Systeme ausgebildet haben, ist die Schweiz in Sachen Demokratie 
eine Art Laboratorium, in dem die verschiedensten Formen und Verbindungen 
von und mit Demokratie ausgetestet wurden und immer wieder werden.4 Es 
kommt hinzu, dass diese Tests vorrangig in deutscher (und französischer) Spra-
che beschrieben sind. Und dann darf nicht vergessen werden, dass die Schweiz 
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5  Goderbauer, Vormärz (1989), S. 147.
6  Eine prägnante Darstellung des Meinungsstreits bei Adler, Entstehung (2006), S. 9 – 11.
7  Kölz, Bedeutung (1996), S. 105 – 118. „Ohne Französische und Helvetische Revolution 

hätte in den Dreißigerjahren des letzten Jahrhunderts keine Regenerationsbewegung stattge-
funden, wäre die Bundesstaatsgründung 1848 nicht gelungen, hätte 1860 – 1870 keine demo-
kratische Bewegung stattgefunden, wäre 1874 die Totalrevision der Bundesverfassung im unifi-
zierenden und antiklerikalen Sinn nicht erfolgt [. . .] überdies wären Staat und Kirche vielleicht 
auch heute noch eng miteinander verwoben“ (113 f.).

8  Kölz, Verfassungsgeschichte (1992), S. 617 nennt seinen Ansatz „Verdrängungstheorie“.
9  Kölz, Bedeutung (1996), S. 108 f.
10  Kölz, Verfassungsgeschichte (1992), S. 627 – 630. Prägnant wird der Ansatz in einer Ka-

pitelüberschrift zusammengefasst: „Verdrängungstheorie auf dem Boden besonders günstiger 
Rezeptionsvoraussetzungen“ (627).

vor allem im Vormärz ein Bollwerk gegen die Reaktion in Deutschland und 
damit eine Zufluchtsstätte für verfolgte deutsche Demokraten war.5 Aus allen 
diesen Gründen wäre es nachgerade verwunderlich, wenn ein deutsches Buch 
über Demokratie nicht auf die reichen Erfahrungen unserer südlichen Nachbarn 
zurückgreifen würde.

II. Entstehung der direkten Demokratie: Kontinuität oder Bruch?

Zu den Ursprüngen der direkten Demokratie in schweizerischen Kantonen gibt 
es zwei sich widersprechende Erklärungsansätze. Der erste betont die Kontinui
tät der Verfassungsentwicklung über das ausgehende 18. Jahrhundert hinaus, 
der zweite die Diskontinuität, den Bruch, der durch die Französische Revolu-
tion herbeigeführt worden sei.6 Nach dieser Erklärung verdankt die Schweiz 
dem Einfluss der französischen Revolution auch ihre direktdemokratische Tra-
dition.7 Dem naheliegenden Einwand, die französische Revolution habe doch 
kein direktes, sondern ein repräsentatives Demokratiekonzept durchgesetzt, hält 
Alfred Kölz, ein Protagonist der Diskontinuitätsthese8, entgegen, dass in der 
jakobinischen Phase der Revolution durchaus direktdemokratische Konzepte 
diskutiert wurden, die zwar in Frankreich nicht umgesetzt werden konnten, 
sehr wohl aber in einigen Schweizer Kantonen.9 Ein weiterer Einwand ist die bis 
ins Spätmittelalter zurückgehende eidgenössische Landsgemeinde, die eine Ver-
sammlung der Männer war, die über das Landrecht verfügten und durch Mehr-
heitsbeschluss alle Angelegenheiten des Gemeinwesens regelten. Kölz räumt ein, 
dass die Tradition der schweizerischen Landsgemeinde die Rezeption der aus 
Frankreich kommenden Ideen der individualistischen und egalitären Demokra-
tie begünstigt hat. Aber er besteht darauf, dass die Übernahme dieses ratio-
nalen Konzepts ein deutlicher Bruch mit der genossenschaftlich-korporativen 
Landsgemeinde gewesen sei.10 Denn in der alten Eidgenossenschaft war das 
Wahlrecht uneinheitlich geregelt und regelmäßig an Voraussetzungen wie den 
Wohnsitz, die Zugehörigkeit zur Aristokratie oder zu den Zünften geknüpft. 
Erst die helvetische Verfassung von 1798 führte in ihrem Art. 28 ein allgemei-
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–	 Totalsubstitution  365 f.
–	 Volk (Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG)  

299 – 301, 354 f.
–	 vorbehaltsrechtliches Bestimmtheitsge-

bot  370 f.
–	 Wesentlichkeitstheorie  370 – 372
–	 Zurechnungszusammenhang, ununter-

brochener  351, 355

Mandat  120, 156 f., 164, 169, 178, 181, 
183, 207, s. auch unter Abgeordnete 
(GG) und Wahlen (GG)

–	 freies  74 – 76, 78, 81, 90, 144, 169 f.
–	 imperatives  71 f., 74, 76, 87, 90, 92, 

95, 108, 151, 153, 170
–	 Mandatsverlust  161, 169

–	 Provisoriumsthese  232, 237, 240 – 242
–	 Quarantänekonzept  234, 237 f., 263
–	 Sozialstaat  264, 295, 310, 336, 

343 f., 352, 357
–	 streitbare, wehrhafte Demokratie  

223 f., 229, 294 – 296, 298, 307 f., 
317, 321 – 327, 378, 383, 422, 425 f.

–	 Vereinigungsverbot (Art. 9 Abs. 2 GG)  
295

–	 Verfassungsfeind, verfassungsfeindlich  
306, 308, 311, 317, 321 f., 324

–	 Wahlen s. Hauptstichwort (GG)
–	 wehrhafte s. streitbare Demokratie

Herrschaft auf Zeit  229, 299, 331 – 333, 
428, 435

Homogenität  23 f., 34, 78, 130, 
139 – 144, 155, 202, 293, 328, 
338 – 341, 343, 383, 396 f., 428, 436

Identität  127, 130, 154 f., 161, 167 f., 
173, 202, 266, 300, 378, 391, 396, 
397, 399 f., 409, 418

–	 und Repräsentation  154 f., 161

juristische Person, Staat als  46 f., 101 f., 
105, 108, 120, 122, 272

jus cogens  28 f.

Kommunalismus  11 f., 34
Kommunikationsfreiheiten s. Freiheits-

rechte
Konkordanzdemokratie  25 – 28
konstitutionelles System  65, 67, 88, 97
Kontinuitätsthese  11 f.

Landsgemeinde  9 – 12, 14 f., 16 f., 33
Landstände  80, 82 f., 86 f., 105, 114, 

116
landständisch oder repräsentativ  35 f., 

80 – 84, 97
Legitimationsdogmatik  3, 8, 223, 227, 

229, 299, 345, 350, 352 – 372, 384 f., 
410, 413, 432 – 434

–	 Aufsichts‑, Auskunfts- und Kontroll-
rechte, ministerielle  356, 357, 359, 
364, 369, 370, 385

–	 „Ausgehen“ (Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG)  
354, 355 – 357, 358, 361

–	 Betroffensein in eigenen Rechten  354, 
362 f., 364, 369, 371 f.



Sachregister 479

Öffentlich, Sphäre des ‑en, öffentliche 
Aufgabe  21 f., 274 f., 278 f., 368, 380, 
407

öffentliche Meinung  3, 22, 78, 80, 90, 
119, 138, 159 f., 161, 184 – 186, 194, 
204, 334

Öffentlichkeit, demokratische  21 f., 34, 
88, 138, 164

Oligarchie, ehernes Gesetz der  166, 
275 f., 433 f.

Parlamentarismus, Parlament  19 f., 62 f., 
75 f., 113, 160 – 170

–	 Arbeitsteilung  72, 160 f., 429
–	 Diskussion, öffentliche  22, 73, 164, 

167
–	 Krise des  162 – 169, 288 f., 377, 423
–	 Kritik am  94 f., 162 – 169, 216, 220, 

423
–	 Liberalismus  163 f., 185
–	 Öffentlichkeit  22, 164
–	 Organ, sekundäres  118, 149, 156, 

158
–	 Parlamentsabsolutismus  138
–	 Prinzip, parlamentarisches  61 – 63
–	 Reform des  161, 163, 198, 203, 429 f.
–	 Regierungsweise, parlamentarische  

65 f.
Parteien (ohne GG)
–	 Aufbau  21
–	 Chancengleichheit der Parteien  32, 

173, 177
–	 Finanzierung  32 f.
–	 Kritik der  160 – 163, 165 f., 203
–	 massendemokratischer Parteienstaat  

127, 167 – 169, 182 f., 201, 203
–	 Mitwirkung an Meinungs- und Wil-

lensbildung  20 f., 22, 159, 204
–	 NS‑Kritik an Parteien  219 f.
–	 Parteienstaat  20 f., 34, 125, 155, 160, 

165 f., 177
–	 Parteioligarchie  163, 203, 423
–	 Parteiverbot s. Hauptstichwort
–	 Rechtsphilosophische Parteienlehre  

161 f.
–	 Staatsorgane  162
Parteien (GG)  268 – 293
–	 Aufgabe, öffentliche  271, 278 f.
–	 Begriff der Partei  269 f.
–	 Chancengleichheit der  258 f., 270, 

272, 278, 309, 320 f., 329, 382 f.

Mehrfach‑, Pluralwahlrecht  107, 179, 
286.  341 f.

Mehrheitsprinzip, ‑regel, „Mehrheit 
entscheidet“, Majoritätsprinzip  5, 
22 f., 25, 43 f., 51, 54, 97, 105 f., 126, 
132 – 138, 142 f., 162, 180 f., 201 f., 
229, 266, 299, 327 – 329, 340, 383, 
387, 394, 397, 414, 427, 435 f.

Mehrheitswahl, ‑recht, ‑system, Major-
prinzip  19, 152, 168, 178 – 183, 204, 
247 – 252, 254 – 257, 424

„Methoden- und Richtungsstreit“   
1, 124, 145, 202

Minderheitenrechte, ‑schutz  22 f., 25, 
30 – 32, 43 f., 97, 134, 137, 140, 181, 
202, 329 – 331, 334, 383, 428, 435 f.

–	 durch Verfassungsgerichtsbarkeit  
137, 330 f.

Monarch  41 f., 60, 64 f., 96, 99, 102, 
104 f., 112 f., 115, 150, 432

–	 als Repräsentant  46, 48 f., 70 f., 80, 
84, 98, 119, 121 f., 157, 430

–	 als Staatsorgan  120
Monarchensouveränität  63, 70 f., 

102 – 105, 112
Monarchie  53 – 55, 57 f., 61, 73
–	 demokratische  44, 59 f., 97
–	 konstitutionelle  35, 37, 45 f., 59 f., 

97, 99 f., 113, 124, 190, 421
monarchisches Prinzip  2, 35 – 37, 40, 

48, 53, 56, 58, 60 – 66, 96 f., 99 f., 
102 – 104, 111 f., 115, 120, 186, 421

monarchisch-demokratisches Prinzip  59

Nationalsozialistischer Führerstaat
–	 als Demokratie  207 f., 218 – 221
–	 demokratische Legitimationsgrundlage  

209
–	 demokratische Machterringung  208 f.
–	 Entformalisierungen  214 f., 437 f.
–	 „Gesetz über Volksabstimmungen“  

211 – 214, 221
–	 Realpräsenz des Volkes im Führer  

216 f., 222, 429, 431
–	 Reichstagswahlen und Volksabstim-

mungen  209 – 215
–	 Volkswille, wirklicher und wahrer  

215 – 217, 222

Obrigkeitsstaat (Preuß)  104 f., 109 f., 
126 f.
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–	 Mandatsverlust nach Parteiverbot  288
–	 Menschenwürde  314 f., 337 f., 382
–	 national befreite Zonen  316
–	 NPD-Verbotsverfahren 2001  313 f.
–	 NPD-Verbotsverfahren 2017  314 – 318
–	 Parteienprivileg  304 f., 308, 311
–	 Potentialität  318 f., 382
–	 SRP-Verbotsurteil  288, 306, 309 – 311
–	 „Verhalten ihrer Anhänger“  305 f., 

311, 315 f., 319
–	 Ziele  295, 305, 307 f., 310 – 318, 324, 

382
Partizipation  215, 229, 345 – 350, 383 f., 

390, 392, 394, 404, 407, 438
Patrimonialstaat  52
Pluralismus, pluralistisch  219 f., 229, 

268, 272, 287, 299 f., 327, 330, 340, 
348, 352, 360, 381, 414, 423, 432

Positivismus (staatsrechtlicher)  1, 7, 101, 
103, 105, 121 f., 124, 135, 148, 171, 
202, 227, 279, 299, 422, 426, 430

Recht auf Demokratie  229, 337 f., 409, 
415

Rechtsstaat und Grundrechte als Schran-
ken der Demokratie  24 f., 31 f., 34

Reich, sittliches  51 f.
Reichspräsident  123 f., 159, 171, 173, 

187 – 191, 194, 196 – 198, 205, 208, 
210, 212 f., 215, 423, 440 f.

–	 Auflösungsrecht des Reichstages  190
–	 Ernennung und Entlassung des Reichs-

kanzlers  190, 208
–	 „Hüter der Verfassung“  196 – 198, 

296
–	 plebiszitäre Legitimation  196 – 198, 

205
–	 Repräsentant  159
–	 Volkswahl  189 – 191, 197, 205, 440 f.
Repräsentant(en)
–	 Abgeordnete s. Hauptstichwort
–	 Begriffsmerkmale  85, 87, 151
–	 Bindungen der  85 f., 158 f.
–	 Erbmonarch als  85
–	 Kontrolle und Verantwortlichkeit  

350 – 352
–	 Monarch als  46, 48, 84 – 86, 

119 – 121, 122
–	 Regierung als  151, 155
–	 Reichspräsident s. Hauptstichwort
–	 Reichsstände als  93

–	 Entstehungsgeschichte von Art. 21 
Abs. 1 GG  268 f.

–	 Finanzierung, staatliche  278 – 281, 
319 – 321

–	 Gewährleistungsverantwortung  275, 
280

–	 Gründungsfreiheit  269 f., 329
–	 innere Ordnung  275 – 277
–	 Lex NPD  319 – 321, 383
–	 Mittler zwischen Staat und Gesell-

schaft  271 f.
–	 öffentlicher Status  274 f.
–	 Parteiverbot s. Hauptstichwort
–	 Rathausparteien  270
–	 Rechenschaft, öffentliche  269, 277 f.
–	 Staatsfreiheit  271, 279 – 281
–	 Staatsorgan s. Verfassungsorgan
–	 Verfassungsorgan  272 – 275
Parteiverbot (WRV)  171 – 178
–	 Legalität, formale oder inhaltliche  

177 f.
–	 Legalität und Legitimität  172 f., 175, 

177
–	 materiale Schranken der Verfassungs-

revision  175 f., 204
–	 Mittel, gesetzwidrige / gewaltsame  

174 f., 204
–	 Neutralität bis zum Selbstmord  175 f.
–	 revolutionäre Partei  174
–	 „superlegalité constitutionelle“  174
–	 Verhalten der Anhänger  176
–	 Verteidigung der Demokratie gegen 

die Mehrheit?  175
–	 Wehrlosigkeit der Weimarer Demokra-

tie  171 f., 204
–	 Ziele, revolutionäre  174 – 178
Parteiverbot (Art. 21 Abs. 2 GG)  

294 – 296, 303, 321, 425 f.
–	 „aktiv-kämpferische, aggressive Hal-

tung“  312
–	 „beeinträchtigen“  305, 315
–	 „demokratieverkürzende Ausnahme-

norm“  314, 382
–	 „Darauf ausgehen“  312, 316 – 319, 

322 f.
–	 Entstehungsgeschichte  303 – 305
–	 freiheitlich-demokratische Grundord-

nung  305 f., 308 – 312, 314, 322
–	 KPD-Verbotsurteil  306 f., 311 – 313
–	 legales Handeln als Verbotsgrund  

316 f.
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–	 Volkes  88
–	 Volksethos  114
–	 Volksgeist  69, 114, 145, 430
–	 Volksintelligenz  87, 430
–	 Volkswille s. Hauptstichwort
–	 Vorzüge der (Arbeitsteilung, Unitaris-

mus, Ausscheidung von Sonderinter-
essen, Diskussion und Kompromiss, 
Herrschaftsteilung)  72 – 74

–	 Wortbedeutung  68 f.
–	 zwei- oder dreipoliges Verhältnis  69
Repräsentativsystem  13 – 17, 19, 34, 46, 

73, 78, 84, 86, 88, 94 f., 123, 138, 
153 f., 167, 178, 182, 203, 223, 229, 
282 f., 291 – 293, 335, 342, 374, 378, 
381, 385, 432, 439 f., 443

responsible government  126, 161

„Schlechte Erfahrungen von Weimar“  
198 – 201, 204 f., 234 – 236

„Schubladisierung“  28, 30
Selbstbestimmung
–	 individuelle  41, 94, 96, 132, 345, 

383, 393, 408 f., 419, 427
–	 kollektive, des Volkes  38, 41, 94, 

96, 109, 116, 130, 360, 383 f., 393 f., 
403 – 405, 409, 418, 427

–	 nationale, der Völker  29, 127 f., 245, 
416

Selbstverwaltung (Hugo Preuß)  104, 
108 f., 122, 124, 189, 360 – 362, 384, 
433 f.

Sonderweg, deutscher  421 f.
Souveränität  38 – 42, 44 f., 46 – 51, 63, 

70 f., 73, 75, 77, 93 f., 96, 100, 102, 
109 f., 114 – 116, 218, 245, 332, 389, 
397, 411, 416, 432 f., 442

Staatsformenlehre  7, 50, 53 – 56, 58 – 62, 
65, 99 f., 104, 127, 219 f., 221

Staatsrechtslehre  1, 37, 42, 123 f.
Staatssouveränität  74, 102 f., 112
Staatsvertrag, Lehre vom  45, 48

Überforderung des Volkes  19

Verfassungsinitiative, ‑referendum  13, 
18, 187, 234, 237, 265, 373, 442

Verhältniswahl, ‑recht, ‑system  19, 
168, 170, 178 – 183, 204, 233, 236, 
247 – 252, 254 – 258, 283, 379, 424

–	 Demokratierelevanz  179 f.

–	 Reichstag als  159
–	 Unabhängigkeit des ‑en  151 f.
–	 Verantwortlichkeit  85
–	 Volksvertretung als  86 – 93
–	 als Vormund des Volkes  86, 94
Repräsentation
–	 Abendmahlslehre  69 f.
–	 absorptive  70 f., 159
–	 Allgemein-  74 f., 89, 91
–	 dynamische  86, 93
–	 Federalist Papers  77 – 80, 293
–	 Fiktion der  119, 144, 156 – 158, 161, 

194, 431
–	 formale  350 f.
–	 formales und pragmatisches Verständ-

nis  144 f.
–	 gesetzliche Fiktion  113 f., 121 f.
–	 Idee der Einheit des Volkes  114, 116, 

154 f.
–	 Idee der Volksexistenz  92 f., 430
–	 Ideen und Werte  69, 351 f., 430 – 432
–	 und Identität  154, 161 s. auch Haupt-

stichwort
–	 inhaltliche  351 f.
–	 Interessen  89 f., 91, 121, 150, 151 f.
–	 Korporationslehre  70 f.
–	 Kritik der Repräsentativdemokratie  

93, 96, 156 – 158, 431 f.
–	 Kurialismus  70 f.
–	 mathematische  86
–	 Nichtrepräsentierbarkeit der volonté 

générale  71
–	 Nutzen des Volkes  85 f., 430
–	 öffentliche Meinung  159 f.
–	 phänomenologische Betrachtung  148
–	 und Pluralismus  292 f., 432
–	 primäre und sekundäre Staatsorgane  

116 – 119, 149, 156
–	 „Qualität statt Zahl“  86
–	 Realpräsenz des Volkes im Führer  

216 f., 222, 429, 431
–	 responsiveness  350 f., 431
–	 Sichtbarmachung von Unsichtbarem  

148 f., 430
–	 Stellvertretung  156 – 158
–	 Teil‑  74 f., 89 f., 91 f.
–	 Theologisches  69 – 71, 148 f., 432
–	 Vergegenwärtigung von etwas Abwe-

sendem  150 f.
–	 Vertretung  90, 150 – 152
–	 virtuelle (virtual – E. Burke)  75 f., 79
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Volksvertretung  71, 108, 121, 124, 156, 
159 f., 182, 429 f., 437, 443

–	 Aufgabe  16
–	 Bedingungen einer gelingenden Vertre-

tung  87 f.
–	 Dualismus  66, 99
–	 Ermittlung der Vertreter  87, 91 f.
–	 Kompetenzen  63 f., 87 f.
–	 und Repräsentation  84, 86 f., 91, 

105, 113, 115 f., 270
–	 als sekundäres Staatsorgan  117 – 119
–	 als Staatsorgan  112 f., 119 f.
–	 Wahlrecht, aktives  88 f., 91 f.
–	 Wahlrecht, passives  88 f., 92
–	 Wahlsystem  178 f., 204
–	 Zusammensetzung  66 f., 87, 98, 286
Volkswille, Wille des Volkes  4 f., 50 f., 

178, 239, 274, 284, 291 – 293, 295, 
299, 349, 353, 356, 366 f., 372, 429 f., 
440

–	 empirischer  4 f., 14 f., 16, 33, 76, 79, 
85, 292 f., 381

–	 hypothetischer  5, 159, 292 f., 381
–	 ideeller, objektiver, wahrer  5, 16, 

33, 79, 85, 215 – 217, 222, 292 f., 
429 – 431

–	 Repräsentation des  14, 48 – 51, 76, 
79, 85, 113 f., 145 f., 156 f., 159, 
216 f., 292 f., 429 – 431

–	 unsichtbarer  49
–	 wirklicher  5, 215 f., 222, 429 f.,  

430 f.
Volonté de tous  5, 98, 135 f., 184, 216, 

292, 351 f.
Volonté générale (Gemeinwille)  5, 18, 

38, 41, 50, 71, 96, 98, 106, 135, 136, 
143, 167, 184, 216, 219, 292, 351 f., 
434 f.

Wahlen (GG)
–	 Ausgleichsmandate  256 – 258, 379
–	 Ausschuss für Wahlrechtsfragen  

246 f., 250 f.
–	 Chancengleichheit der Parteien 

s. unter Parteien (GG)
–	 d’Hondt’sches Verfahren  249 f.
–	 Direktmandate  252, 258 f., 261
–	 Dreiparteiensystem  260, 379
–	 Erfolgswert der Stimme  253 f., 256 f., 

261
–	 Grundmandatsklausel  252, 261

–	 Förderung von Kompromissen  181
–	 Kritik des  233, 236, 249
–	 „massendemokratischer Parteienstaat“  

182 f.
–	 Parteienzersplitterung  180, 248 – 250
–	 „plebiszitähnlicher Vorgang“  182
–	 „Volksspiegel“ („miroir de la nation“)  

182 f., 249
–	 „Wahlrecht der Mathematiker“  183
Volk  12, 14 f., 16, 30 – 32, 34, 37 f., 

40 f., 47, 49 – 52, 79 f., 86, 93 f., 97 f., 
120 f., 139, 142, 154, 158, 183 – 186, 
194, 238, 287, 345 f., 349, 405 f., 
432 – 435, 439 f.

–	 deutsches  299 – 301, 354, 381, 416 f., 
420

–	 europäisches  396, 397 – 400, 413, 
418, 419

–	 Legitimationsfigur, ‑grund, ‑kategorie  
93 f., 97 f., 207, 233, 352 f., 424

–	 Organismus  107
–	 Realpräsenz im Führer  217, 431
–	 Repräsentation des  41, 45, 86, 92 f., 

114 f., 149, 154 f., 156 f., 281, 431
–	 Staatsorgan  105, 117 – 121, 149, 158, 

284
–	 Summe freier und gleicher Menschen  

37 f., 96, 332, 408, 427
–	 überindividuelle Gemeinschaft, Größe  

145 f., 152, 217
–	 unberechenbare Größe  183 – 186
–	 „unbestimmt-gleichheitliche Allge-

meinheit“  354 f.
Volksgesetzgebung in den (neuen) Bun-

desländern  374 f.
Volksinitiative  18 f., 26 f., 29, 161, 163, 

442
Volksrechte  9, 19, 20 f., 25 f., 377
Volkssouveränität  12, 14 f., 16, 35 – 53, 

96 f., 99 f., 102 f., 106, 108, 111 f., 
119 f., 123, 173, 223 f., 265 f., 
300 – 302

–	 allgemeine Staatslehre  102 f., 106
–	 und Demokratie  39 f., 50, 56, 104, 

108 – 110, 122 f., 127, 173, 218, 299, 
344, 353, 360, 384, 397, 432 – 435

–	 Dogma der  156 f.
–	 und Führertum  215 f.
–	 und Repräsentation  73 f., 81, 91, 93
Volksstaat (Preuß)  104 f., 109 f., 122, 

124, 384, 433
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–	 Wahlsystem (und Wahlgleichheit)  
223, 226, 228, 246 f., 249 f., 252 – 259, 
266, 379

–	 Zählwert der Stimme  253 f.
–	 Zweitstimme  223, 251 f., 257, 259, 

261
–	 Zweitstimmenkampagne  252
Wahlrecht
–	 aktives  88 f., 92, 98 f., 247, 243, 299, 

342
–	 allgemeines  10 f., 67, 92 f., 98, 129, 

179, 218, 287, 342 f., 422, 435
–	 geheimes  179, 184 f., 435
–	 gleiches, Wahl(rechts)gleichheit  34, 

98, 129, 179, 184, 218, 252 – 259, 
261, 273, 342 f., 379, 391, 393, 395, 
401 f., 409, 418 f., 427, 435, 438

–	 indirektes  74
–	 passives  88 f., 92, 98, 247, 299
Wiener Schlussakte (Art. 57 WSA)  3, 

36 f., 60, 96 f.

–	 Hare’sches Verfahren  249
–	 Listenmandate  251, 256 f.
–	 Mehrheitswahl(recht)  247 – 252, 

254 – 257
–	 negatives Stimmgewicht  257, 258
–	 Persönlichkeitswahl  249, 252, 285
–	 Sperrklausel, Fünfprozent‑  223, 

247 f., 250 – 252, 259 – 261, 266, 269, 
379

–	 Splitterparteien  247 f., 249, 259 f., 
379

–	 Überhangmandate  252, 256 – 258
–	 Verhältniswahl(recht)  233, 236, 

247 – 252, 254 – 258, 256, 283, 379
–	 Verhältniswahl, personalisierte  248, 

250 – 252, 379
–	 Wahl(rechts)gleichheit, gleiche Wahl  

224, 242, 252 – 261, 259 – 261, 265, 
273, 291, 329, 354, 379

–	 Wahlperiode, periodisch wiederkeh-
rende Wahlen  329, 332 f.
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